
Braucht die Schweiz inter-
kontinentale Flugverbin-
dungen? Eine erstklassige
Anbindung an den Luftver-
kehr ist für die auslands-
abhängige Wirtschaft ent-
scheidend. Nicht nur für die
Grossfirmen, auch für viele
KMU und für den Tou-
rismus ist die Nähe zu ei-
nem leistungsfähigen Flug-
hafen ein gewichtiger Stand-

ortvorteil. Dank der her-
vorragenden Einbindung in
das Schienen- und Stras-
sennetz profitieren alle
Landesgegenden davon. Es
wäre eine Illusion zu glau-
ben, ausländische Flugge-
sellschaften würden einfach
in die Lücke der gestrande-
ten Swissair springen; sie
würden lediglich die Passa-
giere aus der Schweiz zu
den Drehscheiben Frank-
furt, Paris, Amsterdam usw.
transportieren und dort auf
ihre Interkontinentalflüge
setzen. Die Schweiz hätte
nur noch Regionalflughä-
fen mit Provinzstatus. Des-
halb ist eine neue nationale
Fluggesellschaft mit Heim-
basis Schweiz von emi-
nenter wirtschaftlicher – ja 
gesamtgesellschaftlicher –
Bedeutung.

Die verheerenden Terror-
anschläge in den USA 
haben die internationalen
Finanzmärkte erschüttert.
Gleichzeitig haben die 
Unsicherheiten über die
zukünftige Wirtschafts-
entwicklung in den 
USA, im Euro-Raum und
in Asien stark zugenom-
men.

Ein Schock, der zu einem
Zeitpunkt erfolgte, als die
internationale Konjunktur
schon deutliche Lähmungs-
erscheinungen aufwies. Im
Soge dieser Entwicklung
hat der Franken eine rasche
und starke Aufwertung er-
fahren. Einmal mehr er-
weist sich unsere Währung
damit als «sicherer Hafen»,
obwohl die Kurse für die
Staatsobligationen, die die-
se Funktion in der Regel
auch erfüllen, bis jetzt
kaum anzogen. Allein zwi-
schen dem 11.  und 21.
September nahm der Wert
des Frankens gegenüber
dem Euro um rund vier
Prozent und gegenüber
dem Dollar um 4,8 Prozent
zu. Solche unerwarteten
und abrupten Aufwertun-
gen stellen die im inter-
nationalen Handel tätigen
Unternehmen vor ernst-
hafte Schwierigkeiten.
Es war deshalb wichtig,
dass die Schweizerische
Nationalbank am 17. Sep-
tember 2001 das Zinsziel-
band um 0,5 Prozentpunkte
senkte, um einer unkon-
trollierten Entwicklung am

Devisenmarkt Einhalt zu
gebieten. Da jedoch die
Massnahme zeitgleich mit
den Leitzinssenkungen der
amerikanischen Geldbe-
hörde und der Europäi-
schen Zentralbank zu-
sammenfiel, blieb die er-
wünschte Wirkung auf den
Franken praktisch aus. Am

24. September 2001 dop-
pelte die Nationalbank
nach und senkte das Ziel-
band für den Dreimonats-
libor zum zweiten Mal um
0,5 Prozentpunkte auf 1,75
bis 2,75 Prozentpunkte.
Dies führte in der Folge zu
einer leichten Korrektur
des Frankens, der gegen-
über dem Euro wieder auf
über 1,47 stieg, nachdem er 
zeitweise auf 1,43 gesun-
ken war. Er liegt aber
gegenüber dem Euro noch
immer auf einem Niveau,
das weder mit den Kauf-
kraftparitäten noch mit der
Produktivitätsentwicklung
in Einklang steht. So no-
tiert die DM seither um
rund 0,76 DEM/CHF, was
deutlich unterhalb der sei-
nerzeitigen «Schmerzgren-
ze» von 0,80 DEM/CHF
liegt.
Angesichts der weltweiten
konjunkturellen Schwä-
chetendenzen und der ho-

hen Unsicherheit muss eine
isolierte Aufwertung des
Frankens unter allen Um-
ständen verhindert werden,
weil sonst der deflationäre
Einfluss noch zusätzlich
verstärkt würde. Auch
wenn das oberste Ziel der
Geldpolitik die Erhaltung
des Geldwertes ist und
bleibt, so muss in einer
kleinen, offenen Volkswirt-
schaft die Nationalbank
stets über einen Spielraum
verfügen, um Störungen an
den Devisenmärkten, wel-
che für die Realwirtschaft
mit untragbaren Härten
verbunden sind, abzuweh-
ren. 
Da heute die Gefahr einer
weiteren Abkühlung der
Wirtschaft die Risiken für
die mittelfristige Preisni-
veaustabilität bei weitem
überwiegt, muss sich die
Nationalbank einstweilen
am Wechselkurs ausrich-
ten. Diese Politik ist für un-
ser Land im Übrigen nicht
neu. Auch als unmittelbar
vor und nach der Ein-
führung des Euro an den
Devisenmärkten die Be-
fürchtung verbreitet war,
dies könnte zu einer für 
die Wirtschaft schädlichen
Franken-Aufwertung füh-
ren, orientierte sich die 
Nationalbank am Wechsel-
kurs und war bestrebt, die
Relation zum Euro stabil
zu halten.

Direkte Flugverbin-
dungen: Standortvorteil
auch für KMU

Seite 1 Nr. 10 / Oktober 2001

Rudolf 
Ramsauer,
Direktor 

Editorial

Schreiben Sie an:
rudolf.ramsauer@
economiesuisse.ch

Labile Währungssituation:  
Besorgnis um den Franken

Schwerpunktthema Seite 2

Eine neue Welthandelsrunde soll an der 4. WTO-
Ministerkonferenz in Doha, Katar, lanciert werden.
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raum, die Rolle der Schweiz,
der Einfluss der Bilateralen und
die Zukunft des europäischen
Forschungsraumes. 

Wirtschaftsmission in den Iran

Seite 3

Tagung 
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Corporate Governance
in der Schweiz
economiesuisse und SWX
Swiss Exchange haben Ent-
würfe für Empfehlungen und
Regeln zur Corporate Gover-
nance in die Vernehmlassung
geschickt: einen Verhaltens-
kodex mit empfehlendem Cha-
rakter und eine Richtlinie 
für zusätzliche Offenlegungs-
pflichten für kotierte Gesell-
schaften. Seite 3

Kapitalgewinnsteuer
schadet KMU
Eine Studie der Universität 
St.Gallen weist aus wissen-
schaftlicher Sicht nach: Klein-
und Mittelbetriebe sind Haupt-
betroffene einer Kapitalgewinn-
steuer. Seite 4

Besteuerung 
der Wasserkraft
Die Grüne Partei der Schweiz
versucht mit einer Volksinitiati-
ve erneut, eine Steuer auf nicht
erneuerbarer Energie sowie zu-
sätzlich auf Strom aus Wasser-
kraft einzuführen. Am 2. De-
zember werden wir über diese
Initiative abstimmen. Seite 3

Rückschau 
auf die Herbstsession 
Wichtigste Ergebnisse der
Herbstsession der eidgenös-
sischen Räte sind im National-
rat das parlamentarische Ja 
zur UNO-Initiative und die
Verabschiedung des Steuerpa-
ketes 2001 sowie im Ständerat
die Revision des Krankenver-
sicherungsgesetzes und des
Behindertengleichstellungsge-
setzes. 
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Bundesrat Pascal Couchepin
und eine hochrangige Wirt-
schaftsdelegation haben im

Iran erfolgreich die Basis für
eine verstärkte Zusammenar-
beit geschaffen. Seite 2
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Für die Lancierung einer neuen
Welthandelsrunde 
Vom 9. bis 13. November
2001 ist in Doha, Katar, die
4.WTO-Ministerkonfe-
renz geplant, an welcher
eine neue Welthandelsrun-
de lanciert werden soll.
Mit dieser Konferenz soll
nach Auffassung der über-
wiegenden Mehr-
heit der Regierungen der
WTO-Mitglieder das
nachgeholt werden, was 
an der WTO-Minister-
konferenz von Ende 1999
in Seattle nicht gelang.

Für economiesuisse ist die
Lancierung einer neuen Welt-
handelsrunde sehr wünsch-
bar. Weitere Marktöffnun-
gen und verlässliche Re-
geln sind für das Wachs-
tum, die Beschäftigung und
damit den Wohlstand un-
serer Volkswirtschaft von
grundlegender Bedeutung.
Eine derart gestärkte inter-
nationale Handelsordnung
dient nicht nur der Schweiz,
sondern allen Volkswirt-
schaften. 
Wenn es den WTO-Mitglie-
dern nicht gelingt, in naher
Zukunft eine Welthandels-
runde zu lancieren, besteht
die Gefahr, dass sich Re-

gionalismus und Protektio-
nismus im Welthandel aus-
breiten und dass die Legiti-
mation der WTO in Zweifel
gezogen wird. Verstärkter
Regionalismus, verbunden
mit Freihandelsabkommen,
von denen die Schweiz aus-
geschlossen ist, wären für
die schweizerische Wirt-
schaft mit zum Teil erheb-
lichen Wettbewerbsnachtei-
len verbunden. Zunehmen-
der Protektionismus wäre
fatal. 
Diese grundlegenden Er-
kenntnisse werden in unse-
rem Land von den politi-
schen Behörden und weiten
Teilen der Bevölkerung ge-
teilt. Man ist sich bewusst,
dass unser Wohlstand zu 
einem erheblichen Teil auf
dem Aussenhandel und da-
mit der Integration in die
Weltwirtschaft beruht. Die
Globalisierung wird ge-
samthaft betrachtet als He-
rausforderung wahrgenom-
men, der wir uns stellen
müssen und wollen.
Im Rahmen der aussenwirt-
schaftlichen Architektur
spielt die mit bescheidenen
personellen und finanziel-
len Ressourcen ausgestatte-

te Welthandelsorganisation
(WTO) mit Sitz in Genf, 
die auf dem Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkom-
men (GATT) von 1947 auf-
baut, wegen ihrer thema-
tischen Ausrichtung und
wegen ihres für ihre Mit-
glieder verbindlichen Re-
gelwerkes eine zentrale
Rolle. In den vergange-
nen 50 Jahren der Exis-
tenz des GATT bzw. der 
WTO haben die so genann-
ten Vertragsparteien bzw.
die WTO-Mitglieder sehr
viele Abkommen verein-
bart. Es ist daraus ein soli-
des Vertragswerk entstan-
den, das dem Welthandel
sehr nützliche Dienste leis-
tet. Es wäre schwer vor-
stellbar, wie sich die Welt-
wirtschaft heute ohne die-
ses Regelwerk präsentieren
würde. Doch Regeln bilden
lediglich eine Seite der 
Medaille des Welthandels.
Die andere Seite sind die
wirtschaftlichen Akteure, 
das heisst die Unternehmen,
welche die Chancen, die
diese Regeln bieten, nutzen
können oder auch nicht.
Dass es dabei von Land zu
Land, von Branche zu Bran-

che und von Unternehmung
zu Unternehmung Unter-
schiede gibt, ist angesichts
der verschiedenen Ausgangs-
lagen nicht erstaunlich.
Welches sind die eigent-
lichen Verhandlungspunkte
in einer neuen Welthandels-
runde? Diesbezüglich ist
derzeit noch viel offen und
es wäre Spekulation, ge-
naue Aussagen machen zu
wollen. Die Vorbereitungen
für Doha laufen mit Hoch-
druck und es ist zu hoffen,
dass der Annäherungspro-
zess zwischen den Haupt-
akteuren, nämlich den
USA, der EU und den Ent-
wicklungsländern, noch die
erforderlichen Fortschritte
macht. 

Eine schweizerische Dele-
gation unter der Leitung
von Botschafter Jörg A. 
Reding vom seco traf am
17. September 2001 in Bei-
jing eine chinesische De-
legation, die von General-

direktor Shi Jiaxin vom
MOFTEC (Ministerium für
Aussenwirtschaft) ange-
führt worden ist. Diese Sit-
zung war in erster Linie 
einer Aussprache über die
bilateralen Beziehungen ge-

widmet, wobei die Ergeb-
nisse der Umfrage von eco-
nomiesuisse bei den Mit-
gliedern im Zentrum der
Ausführungen standen. Im
Vordergrund der Anliegen
der Schweizer Firmen stan-

den Themen wie mangeln-
de Vertragstreue der chine-
sischen Geschäftspartner,
mangelnde Transparenz
und grosser Administra-
tionsaufwand auf Verwal-
tungsebene, ungenügender
gewerblicher Rechtsschutz,
Probleme auf der Stufe der
Provinzbehörden und laten-
ter Protektionismus. 
Neben dieser Sitzung fand
am 18. September 2001 ein
Gespräch von economie-
suisse mit dem China
Council for the Promotion
of International Trade
(CCPIT) statt. Dabei ka-
men unter anderem auch
die Kontakte zwischen den
schweizerischen und chine-
sischen Landesausschüssen
der internationalen Han-
delskammer (ICC) zur
Sprache.

Gemischte Wirtschaftskommission Schweiz-China

Wirtschaftsmission 
in den Iran
Trotz internationaler Spannun-
gen hat sich Bundesrat  Pascal
Couchepin zu Beginn dieses
Monats zu einem offiziellen
Besuch in den Iran begeben.
Der Vorsteher des Eidgenössi-
schen Volkswirtschaftsdeparte-
ments wurde von einer hoch-
rangigen Wirtschaftsdelegation
unter Leitung von Longines-
Chef Walter von Känel beglei-
tet. Die Delegationsteilnehmer
kamen mit Mitgliedern der ira-
nischen Regierung zu Gesprä-
chen zusammen. Auf dem Pro-
gramm stand insbesondere ein
Treffen mit dem Finanz- und
Wirtschaftsminister, dem Han-
delsminister und dem Noten-
bankchef. Ein Businesslunch
mit Mitgliedern der iranischen
Handels- und Industriekammer
bot ferner Gelegenheit, neue
Kontakte zu knüpfen und kon-
krete Projekte für eine mögli-
che Zusammenarbeit zu be-
stimmen.

Verbesserte wirtschaftliche
Rahmenbedingungen 
Wichtigster Gegenstand der Ge-
spräche bildeten die laufenden
Reformen, insbesondere in der
iranischen Geldpolitik, und das
Privatisierungsprogramm im
Industrie- und Bankensektor.
Auch konnten gewisse heikle
Punkte, wie das Problem ver-
einzelter Zahlungsrückstände,
in offener Atmosphäre disku-
tiert werden. Der Besuch hat 
zu merklich verbesserten Rah-
menbedingungen in den Wirt-
schaftsbeziehungen zwischen
den beiden Staaten beigetragen:
So wird das Abkommen über
die Förderung und den gegen-
seitigen Schutz von Investitio-
nen bereits am 1. November
dieses Jahres in Kraft treten
können. Vor einigen Monaten
begonnene Sondierungsgesprä-
che werden mit dem Ziel fort-
gesetzt, möglichst rasch das
Problem der Doppelbesteue-
rung von Unternehmen zu be-
seitigen und ein Abkommen zur
wirtschaftlichen und handelspo-
litischen Zusammenarbeit zwi-
schen dem Iran und der Schweiz
zu unterzeichnen. Dadurch wer-
den rechtliche Bedingungen ge-
schaffen, die einerseits einen
Anreiz für Schweizer Unterneh-
men zu vermehrten Investitio-
nen auf dem iranischen Markt
schaffen, andererseits die Lö-
sung wichtiger Probleme hin-
sichtlich des Warenhandels und
des Schutzes geistigen Eigen-
tums ermöglichen. Die Schweiz
wird das Gesuch Irans um bal-
dige Aufnahme in die Welthan-
delsorganisation unterstützen. 

Link: 
www.economiesuisse.ch

Tagung vom 17. September 2001 in Beijing

Gespräch economiesuisse - CCPIT vom 18. September 2001 in Beijing. Von rechts: Frau Li Qingshuang, CCPIT,
Herr Ma Yue, Vizepräsident CCPIT, Gregor Kündig, economiesuisse, Daniel V. Christen, Société Générale de 
Surveillance, Erwin Lüthi, Schweizer Botschaft in Beijing. 

economiesuisse hat in der
Reihe «dossierpolitik» 
eine der WTO-Thematik 
gewidmete Sonderausgabe
publiziert. Sie trägt den 
Titel «Die WTO-Konferenz
in Katar vor bedeutsamen
Entscheidungen» und 
wurde von Professor 
Richard Senti, ETH Zürich,
verfasst. Sie ist bei econo-
miesuisse erhältlich.
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Besteuerung der Wasserkraft – ein
falscher Weg
Etwas mehr als ein Jahr ist
es her, seit Volk und Stände
die Besteuerung von 
Energie abgelehnt haben.
Die Grüne Partei der
Schweiz misst diesem Nein
offensichtlich keine allzu
grosse Bedeutung zu und
versucht mit einer Volks-
initiative erneut, eine 
Steuer auf nicht erneuer-
barer Energie sowie zu-
sätzlich auf Strom aus
Wasserkraft einzuführen.
Am 2. Dezember dieses
Jahres werden wir über
diese Initiative abstimmen.

Die Wasserkraft produziert
gegen 60 Prozent des Stroms
in der Schweiz. Andere 
erneuerbare Energien wie
Wind und Photovoltaik de-
cken nur einen verschwin-
dend kleinen Teil unseres
Strombedarfs. Die restlichen
fast 40 Prozent an Strom
stellen die fünf Kernkraft-
werke zur Verfügung. Es 
ist unverständlich, weshalb
ausgerechnet die Wasser-
kraft besteuert werden soll,
die als eine der wenigen

Energiequellen komplett aus
dem Inland stammt, eine er-
neuerbare Energie par excel-
lence darstellt, kein CO2
produziert, international ge-
sehen sehr gefragt ist und
vor allem auch zahlreiche
Arbeitsplätze in abgelege-
nen Regionen und Bergge-
bieten sichert.
Mit Ausnahme der Wasser-
kraft verfügt die Schweiz
nur über geringe Energie-
vorkommen. Im Jahres-
schnitt sind wir deshalb zu
vier Fünfteln auf Importe
angewiesen. Importiert wer-
den vor allem Erdöl (Brenn-
und Treibstoffe), Erdgas und
Kernbrennstoffe. In den letz-
ten zwei Jahrzehnten ist 
der Erdölanteil am Gesamt-
energieverbrauch in der
Schweiz permanent zurück-
gegangen (von 80 Prozent
zu Beginn der 70er Jahre 
auf rund 60 Prozent). Mit
dem Rückgang des Erd-
ölanteils haben vor allem
Gas und Wasserkraft an 
Bedeutung gewonnen. Die
Einführung von Energieab-
gaben benachteiligt letztere

und stoppt den ökologisch
sinnvollen Substitutionspro-
zess. Die Besteuerung der
Wasserkraft in einem Um-
feld der offenen Märkte ist
wirtschaftlich unsinnig und
ökologisch kontraproduk-
tiv. Durch eine Besteuerung
der Wasserkraft würde aus-
gerechnet der Energieträger
künstlich verteuert, der auf
den internationalen Strom-
märkten extrem konkurrenz-
fähig ist. 
Die Einführung einer Ener-
giesteuer auf die Wasserkraft
würde ihrer Wettbewerbs-

fähigkeit schaden und ent-
sprechend die Randregionen
und Bergkantone in beson-
derem Ausmass belasten.
Kurz: Die Besteuerung ei-
ner so umweltfreundlichen
Energie, wie sie der Strom
aus Wasserkraft darstellt, ist
falsch. Nicht zuletzt deshalb
muss die Initiative «Für eine
gesicherte AHV – Energie
statt Arbeit besteuern» am 
2. Dezember klar abgelehnt
werden.  

Europäischer For-
schungsraum und die
Rolle der Schweiz
Noch in diesem Jahr soll die EU
eine gemeinsame Position für
das 6. Europäische Forschungs-
rahmenprogramm (FRP) fin-
den. Das von der Kommission
vorgeschlagene 6. FRP deckt
den Zeitraum 2003 bis 2006 ab
und ist mit einem Budget von
17,5 Mrd. Euro dotiert. Für die
Schweiz ist vor allem eine
schnelle Ratifizierung der ers-
ten bilateralen Verträge wichtig,
damit sie am 5. FRP integral
teilnehmen kann. Zurzeit betei-
ligt sich die Schweiz «projekt-
weise» und mit Einschränkun-
gen an den vier thematischen
Programmen des 5. FRP. Die
Projekte der Schweizer Indust-
rie und Hochschulen werden
nicht von Brüssel, sondern vom
Bundesamt für Bildung und
Wissenschaft (BBW) auf An-
trag finanziell unterstützt. 

Ratifizierung der Bilateralen 
Mit dem Inkrafttreten der bila-
teralen Abkommen wird die
Schweiz vollumfänglich am 5.
FRP beteiligt. Schweizer For-
schende erhalten dadurch die
Möglichkeit: (1) ein Standard-
projekt mit nur einem Partner
aus der EU zu lancieren (bisher
zwei), (2) die Leitung eines Pro-
jekts zu übernehmen, (3) alle
Massnahmen zu Gunsten von
KMU zu nutzen und (4) sich 
am Programm «Ausbau des 
Humanpotenzials in der For-
schung» zu beteiligen (d.h. an
Marie-Curie-Stipendien, Euro-
konferenzen und Grossinstal-
lationen). Zudem kann die
Schweiz in verschiedenen for-
schungspolitischen Beratungs-
und Entscheidungsgremien der
EU als Beobachterin Einsitz
nehmen.

Welche Zukunft für den euro-
päischen Forschungsraum?
Wie Gianpietro van de Goor,
Leiter des Verbindungsbüros
SwissCore in Brüssel, betont,
muss die Fragmentierung des
europäischen Forschungsrau-
mes überwunden werden. Es
gelte nun die «Binnenmarktphi-
losophie» weiterzuführen und
die vier Freiheiten auch auf der
Ebene des Wissensmanage-
ments zu garantieren. Dies wer-
de ein weiterer Schritt im euro-
päischen Integrationsprozess
sein, bei dem die Schweiz den
Anschluss sicherstellen müsse.
Nur so könne ihre wichtigste
Ressource, das Wissen, auf dem
globalen Markt weiterhin eine
Rolle spielen.

Link: 
www.economiesuisse.ch/d/br

Link:
www.energiesteuern-nein.ch

Link:
www.economiesuisse.ch
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Corporate Governance in der Schweiz
economiesuisse und SWX
Swiss Exchange haben
Entwürfe für Empfehlun-
gen und Regeln zur Corpo-
rate Governance in die Ver-
nehmlassung geschickt: ei-
nen Verhaltenskodex mit
empfehlendem Charakter
und eine Richtlinie für 
zusätzliche Offenlegungs-
pflichten für kotierte Ge-
sellschaften.

Corporate Governance ist
die Gesamtheit der auf die
Aktionärsinteressen ausge-
richteten Grundsätze und
Regeln über Organisation,
Verhalten und Transparenz,
die – unter Wahrung von
Entscheidungsfähigkeit und
Effizienz der Führung – 
auf oberster Unternehmens-
ebene ein ausgewogenes
Verhältnis von Leitung und
Kontrolle anstreben. Es
geht um Steuerungs-, Kon-
troll- und Anreizstrukturen,
welche dem Zusammen-
wirken von Aktionären (Ge-
neralversammlung), Ver-

waltungsrat und oberster
Geschäftsleitung zugrunde
liegen. 
Der «Swiss Code of Best
Practice» wurde von Prof.
Peter Böckli mit einer Ex-
pertengruppe von econo-
miesuisse, zusammenge-
setzt aus Vertretern von
Banken, kotierten Gesell-
schaften, Investoren, Pen-
sionskassen, Finanzanalyse
und der Wissenschaft, aus-
gearbeitet. Er lehnt sich an
die internationalen Stan-
dards und Tendenzen an,
berücksichtigt aber die
Rechtslage und die Verhält-
nisse in der Schweiz. Ab-
weichungen von diesen
Empfehlungen aufgrund
besonderer Verhältnisse in
einer Gesellschaft sollen
weiterhin möglich sein. Der
Code richtet sich in erster
Linie an die kotierten
Unternehmungen. Für die
Offenlegung von Informa-
tionen zur Corporate Go-
vernance einer Gesellschaft
verweist der Code auf die

neue Richtlinie der Börse.
Die Richtlinie betreffend
Informationen zur Corpo-
rate Governance der SWX
Swiss Exchange ist auf die
Transparenz in Corporate-
Governance-Belangen aus-
gerichtet. Sie wurde in Zu-
sammenarbeit mit dem Bü-
ro von der Crone ausgear-
beitet und richtet sich an die
Emittenten von an der 
SWX kotierten Beteiligungs-
papieren. Mit dem Prinzip
«comply or explain» sta-
tuiert sie eine gewisse 
Verbindlichkeit, belässt den
Emittenten gleichzeitig aller-
dings in begründeten Fällen
die Freiheit und Flexibilität
für individuelle Lösungen.
Die Richtlinie selber zählt
nur knapp die Grundsätze
auf; in einem als Checkliste
gestalteten Anhang sind 
die Corporate-Governance-
Belange dargestellt, über
die inskünftig in einem spe-
ziellen Kapitel des Jahres-
berichts orientiert werden
muss.

Sehr aufschlussreich ist der
Analysebericht «Corpo-
rate Governance in der
Schweiz» von PD Dr. Karl
Hofstetter, der ebenfalls 
im Auftrag der Experten-
gruppe von economiesuisse
entstand. Er stellt die zahl-
reichen diesbezüglich re-
levanten Regelungen im
schweizerischen Obligatio-
nenrecht, im Börsengesetz
usw. in einen umfassenden,
auch internationalen Kon-
text. Er zeigt auf, dass die
Corporate Governance in
der Schweiz modernen An-
forderungen weitgehend zu
genügen vermag, dass aber
doch ein gewisser Hand-
lungsbedarf besteht. An ei-
nigen Stellen verweist der
Bericht auf Aspekte, bei de-
nen der schweizerische Ge-
setzgeber sich gelegentlich
mit Revisionsbedarf kon-
frontiert sehen wird.
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Steuerpolitik: 
ein positives Signal 
Zum geschnürten Paket des Na-
tionalrates: economiesuisse be-
grüsst das vom Nationalrat be-
schlossene Steuerpaket (Fami-
lie, Unternehmen, Stempelab-
gabe, Wohneigentum). Es setzt
ein positives Zeichen auch für
Unternehmen und stellt einen
bedeutenden Schritt in die rich-
tige Richtung dar. Nach den
neuesten Budgetzahlen des
Bundes bleibt jedoch die fi-
nanzpolitische Situation be-
sorgniserregend. Insbesondere
ist die geplante überpropor-
tionale Ausgabenexplosion von
jährlich über vier Prozent bis
2005 nicht akzeptabel. 
Entgegen seinem eigenen «Fi-
nanzleitbild» plant der Bundes-
rat somit weiterhin eine Zu-
nahme der Staats- und Steuer-
quote. Damit die überborden-
den öffentlichen Finanzen nicht
zu einem Fass ohne Boden wer-
den, braucht es neben entspre-
chenden Korrekturen auf der
Ausgabenseite auch weitere auf
der Einnahmenseite.

Weltweites Netz 
für Geschäftszentren 
In Wien wurde der erste
schweizerische «Business Hub»
eröffnet – der erste Aussen-
wirtschafts-Stützpunkt in ei-
nem weltumspannenden Netz
von Geschäftszentren (Osec
Business Network Switzer-
land). Dieses soll die künftige
operative Aussenwirtschafts-
förderung der Schweiz ab-
wickeln und die Lancierung
schweizerischer KMU in
Märkten von besonderer stra-
tegischer Bedeutung unter-
stützen. 
Das im Aufbau begriffene Osec
Business Network Switzerland
wird den Kontakt ausländi-
scher Firmen zum Schweizer
Wirtschaftsraum mit spezifi-
schen Informationen und an-
deren Dienstleistungen erleich-
tern. Zum Aufgabenbereich ge-
hören unter anderem vertiefte
Markt- und Produkteanalysen
sowie die Vertriebs- und Im-
portpartnersuche. 
Das Osec Business Network
Switzerland wurde vom Staats-
sekretariat für Wirtschaft der
Schweizer Regierung mit der
Aussenwirtschaftsförderung be-
auftragt. Es wird auf privat-
wirtschaftlicher Basis errich-
tet. Die einzelnen «Hubs» sol-
len als selbsttragende Profit-
Centers organisiert werden.

Schaden für die KMU

Wichtigste Ergebnisse der
Herbstsession der eid-
genössischen Räte sind im
Nationalrat das parlamen-
tarische Ja zur UNO-
Initiative und die Verab-
schiedung des Steuer-
paketes 2001 sowie im
Ständerat die Revision des
Krankenversicherungs-
gesetzes und des Behinder-
tengleichstellungsgesetzes.

UNO-Initiative 
abstimmungsreif
Nach dem Ständerat hat
auch der Nationalrat die
Volksinitiative «für den Bei-
tritt der Schweiz zu den 
Vereinten Nationen (UNO)»
gutgeheissen. Demnach wird
in der UNO-Beitrittsvorlage
ausdrücklich auf die Neut-
ralitätsartikel der Bundes-
verfassung verwiesen. Auch
im Beitrittsgesuch werde die
Neutralität der Schweiz her-
vorgehoben, bekräftigte Aus-
senminister Joseph Deiss. 
In der Schlussabstimmung
wurde der Bundesbeschluss
über die UNO-Initiative vom
Ständerat mit 37:3 und vom
Nationalrat mit 147:39 Stim-
men zur Annahme emp-
fohlen. Die Abstimmung
findet voraussichtlich am 
3. März 2002 statt.

Steuerentlastungen 
auch für Unternehmen
Der Nationalrat als Erstrat

hat dem Steuerpaket 2001
zugestimmt. Über die bun-
desrätlichen Vorgaben hi-
naus sollen der Gewinnsteu-
ersatz für Unternehmen von
derzeit 8,5 auf acht Prozent
reduziert und inländische in-
stitutionelle Anleger sowie
Firmenkunden mit Domizil
im Ausland von der Umsatz-
abgabe befreit werden. Zu
Recht wurde betont, dass an-
gesichts der dynamischen
Entwicklung in wichtigen
Konkurrenzländern recht-
zeitiges Handeln geboten
sei. In der Fassung des Na-
tionalrates führt das für Fa-
milien, Unternehmen, Fi-
nanzplatz Schweiz und
Wohneigentümer geschnür-
te Steuerpaket beim Bund zu
Steuerentlastungen von 2,1
Mrd. Franken (Bundesrat:
1,3 Mrd. Franken).

Zaghafte Reformschritte
im Gesundheitswesen
Der Ständerat als Erstrat hat
im Rahmen der Teilrevision
des Krankenversicherungs-
gesetzes bei der Reform der
Spitalfinanzierung beschlos-
sen, mittelfristig zu einer
monistischen Finanzierung
der Spitalleistungen über-
zugehen. Danach sollen die
Krankenversicherer allein
für die Spitalkosten aufkom-
men. Weiter will der Erstrat
als Kostendämpfungsmass-
nahme den Kontrahierungs-

zwang für Krankenversiche-
rer im ambulanten Bereich
aufheben. Über die Quali-
tätssicherung und die Wirt-
schaftlichkeitskriterien soll
in der Wintersession ent-
schieden werden. Zudem
will der Ständerat mit der
Revision auch die Prämien-
belastung auf acht Prozent
des Haushaltseinkommens
begrenzen. Dies hat aller-
dings zur Folge, dass der
Bund ab 2004 zusätzliche
300 Mio. Franken an die 
Prämienverbilligung beizu-
steuern hat.

Behindertengesetz nicht
wirtschaftsverträglich
Ebenfalls als Prioritätsrat hat
der Ständerat dem Behinder-
tengleichstellungsgesetz zu-
gestimmt. Danach sollen die
Benachteiligungen von Be-
hinderten mit gezielten
Massnahmen im Bereich
des öffentlichen Verkehrs,
der Bauten und der Dienst-
leistungen beseitigt oder zu-
mindest verringert werden.
Verschiedene offene Fragen
betreffend die Verhältnis-
mässigkeit der Massnah-
men, das doppelte Klage-
recht, einen eigenständigen
Behindertenbegriff und die
nicht abschätzbaren Kosten-
folgen für die öffentliche
Hand und die Privaten wur-
den in der Diskussion kaum
hinterfragt. 

Politik  Schweiz

Tagung
Fachhochschulen und
Know-how-Transfer
29. November 2001, Techno-
park Zürich

Die Fachhochschulen sollen ge-
mäss gesetzlichem Auftrag zu
wichtigen Partnern der Schwei-
zer KMU werden. Besonders
die anwendungsorientierte For-
schung und Entwicklung der In-
genieur- und höheren Wirt-
schaftsschulen soll einen we-
sentlichen Beitrag zur Stärkung
der Konkurrenzfähigkeit unse-
rer Wirtschaft leisten. Die Wirt-
schaft und insbesondere die
KMU sind heute mehr denn 
je auf erstklassig ausgebildete, 
leistungsfähige und motivierte
Mitarbeiter und Mitarbeiterin-
nen angewiesen. Die Fachhoch-
schulen stellen dabei ein wichti-
ges Reservoir dar. 
Die Tagung wird gemeinsam
von economiesuisse und Tech-
nopark Zürich organisiert und
richtet sich an Exponenten der
Wirtschaft, insbesondere der
KMU, Vertreter der Politik, Bil-
dungspolitiker und Medien-
schaffende. 
Die folgenden Persönlichkeiten
konnten als Referenten gewon-
nen werden: 

Dr. Niyazi Ari
Prorektor Hochschule für
Technik, Wirtschaft 
und Verwaltung, Zürich 

Ständerätin Christine Beerli
Direktorin Hochschule für
Technik und Architektur, Biel

Prof.Alexander Dommann
Interstaatliche Hochschule für
Technik, Buchs

Dr. Oliver Gassmann
Leiter Technologie-
management Schindler AG,
Mitglied Forschungs-
kommission economiesuisse 

Dr. Rudolf Ramsauer
Direktor economiesuisse

Prof. Dr. Peter Schneider
Vizedirektor Hochschule 
Rapperswil

Dr. Thomas von Waldkirch
Direktor Stiftung Technopark
Zürich

Prof. Dr. Heinz Winzeler
Prorektor Zürcher Hochschule
Winterthur

Anmeldungen bis spätestens
20. November 2001.

Link:
www.senarclens.com
www.economiesuisse.ch

Link:
www.economiesuisse.ch

Link:
www.osec.ch

Rückblick auf die Herbstsession 

Eine Studie der Univer-
sität St. Gallen weist aus
wissenschaftlicher Sicht
nach: Klein- und Mittel-
betriebe sind Haupt-
betroffene einer Kapital-
gewinnsteuer.

Die Kapitalgewinnsteuer
erhöht die Kapitalkosten,
hemmt Investitionsanreize,
verringert dadurch die Ar-
beitsproduktivität und senkt
längerfristig die Löhne.
Hauptbetroffene sind Klein-
und Mittelbetriebe, die als
Kapitalgesellschaften orga-
nisiert sind. Das ist das Fazit
der Studie «Kapitalgewinn-
steuer und KMU», die 
der Schweizerische Gewer-
beverband am 16. Oktober
2001 vorstellte.

Von allen KMU werden et-
wa 28 Prozent in der
Rechtsform einer AG oder
als Kommanditgesellschaft
geführt. Allein diese Grup-
pe beschäftigt mehr als 1,2
Millionen und damit etwa
42 Prozent aller Arbeitneh-
mer in der Schweiz. Die
Unternehmer dieser KMU
werden eine Kapitalge-
winnsteuer als ertragsmin-
dernden Bestandteil in ihrer
Investitionsrechnung be-
rücksichtigen und von ihren
Investitionen eine höhere
Rendite fordern. Die höhe-
ren Kapitalkosten hemmen
die Investitionsanreize, re-
duzieren damit die Kapital-
intensität und wirken sich
längerfristig negativ auf Ar-
beitsproduktivität und Löh-

ne aus. Damit leiden auch
die Beschäftigten unter die-
ser Steuer. 
Die Kapitalgewinnsteuer
schadet aber nicht nur beste-
henden Unternehmen. Sie
verringert auch den Anreiz,
eine eigene Firma zu grün-
den. Dabei sind kleine und
innovative Unternehmen
ein wesentlicher Motor der
gesamtwirtschaftlichen In-
novation. Das Ausbleiben
von Unternehmensgrün-
dungen verursacht einen
entsprechend hohen ge-
samtwirtschaftlichen Scha-
den. Daher gilt es umso
mehr, der für die gesamte
Schweizer Wirtschaft fata-
len Kapitalgewinnsteuer am
2. Dezember eine klare Ab-
sage zu erteilen.
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Name, Vorname

Funktion

Firma

Strasse 

PLZ/Ort

E-Mail

●● «Kapitalgewinnsteuer»
Facts der Wirtschaft Nr. 24,  Broschüre. 
Gratis.

●● «Energie statt Arbeit besteuern» 
Argumentarium. Gratis.

●● «Beitritt der Schweiz zur UNO»
Broschüre. Argumentarium. Gratis.

●● «Wirtschaftspolitik in der  Schweiz 2001»
Perspektiven und Schwerpunkte der Schwei-
zer Wirtschaftspolitik für Opinion-Leader,
Medien und Wirtschaftsvertreter. Gratis.

●● «Steuerkonzept»
Vorschläge der Wirtschaft zur Neu-
gestaltung der Finanzordnung. Broschüre, 
32 Seiten, Fr. 10.–.

●● «E-Mail-Service» 
Aktuelle Meldungen von economiesuisse.ch 
wöchentlich direkt auf Ihrem PC. Bitte E-Mail-
Adresse angeben.

●● «Europa – Optionen und Hausaufgaben»
Broschüre, 48 Seiten. Gratis.

●● «Facts der Wirtschaft»
Abstimmungs-Magazin für Opinion-Leader,
Medien, Wirtschaftsvertreter und Öffentlich-
keit. Abonnement, 4–5 Mal jährlich. Gratis.

●● «Dossier Politik, Pressedienst»
Für Medienvertreter, Politiker und politisch 
Interessierte. Erscheint wöchentlich. Gratis.

●● «Sonderausgabe Dossier Politik»
«Die WTO-Konferenz in Katar vor 
bedeutsamen Entscheidungen». Gratis.

●● «Newsletter» 
Für Führungskräfte und Kader aus 
Wirtschaft, Medien und Politik. 
Erscheint monatlich, Abonnement. Gratis.

●● Portrait economiesuisse
Arbeitsgebiete, Dienstleistungen, Ziele sowie
Organisation des Verbandes. Gratis.

Bestellung Adressänderung

Talon bitte ausgefüllt faxen an: 01 / 421 34 34

Wirtschaft im Web

26. Oktober 2001
Umfrage der Eidg. Steuer-
verwaltung betr. Abschluss von
Doppelbesteuerungsabkom-
men mit den Staaten des mitt-
leren Ostens.
Kontakt: pascal.gentinetta@
economiesuisse.ch

29. Oktober 2001
Neuordnung der wirtschaft-
lichen Landesversorgung.
Kontakt: peter.hutzli@
economiesuisse.ch

6. November 2001
Corporate Governance – Ver-
nehmlassungsverfahren
«Swiss Code of Best Practice».
Kontakt: thomas.pletscher@
economiesuisse.ch

15. November 2001
Vernehmlassungsverfahren zur
Verordnung über das Gewerbe
der Reisenden.
Kontakt: thomas.pletscher@
economiesuisse.ch

Entwurf zur Teilrevision 
des Bundesgesetzes über den
Datenschutz (DSG).
Kontakt: thomas.pletscher@ 
economiesuisse.ch

19. November 2001
Vernehmlassung zum 
Vorentwurf: Parlamentarische 
Initiative Altlasten. 
Untersuchungskosten (Baum-
berger).
Kontakt: rene.buholzer@
economiesuisse.ch

Förderung der Glaubwürdig-
keit von Labelsystemen: durch
Zertifizierung oder durch 
Beschreibung und Beurteilung?
Kontakt: rene.buholzer@
economiesuisse.ch

15. Dezember 2001
Vernehmlassungsverfahren
über die Vorentwürfe zu 
einer Schweizerischen 
Strafprozessordnung und 
einem Schweizerischen 
Jugendstrafverfahren.
Kontakt: thomas.pletscher@
economiesuisse.ch

Neuer Hochschulartikel in der
Bundesverfassung.
Kontakt: rudolf.walser@
economiesuisse.ch

20. Dezember 2001
Vernehmlassung zu einem
Bundesgesetz über die 
Kontrolle der technischen 
Sicherheit (BGTS) / Schaffung
einer Sicherheitsagentur 
(Leuenberger).
Kontakt: gregor.kuendig@
economiesuisse.ch

Ende 2001
Weiterentwicklung der Agrar-
politik (Agrarpolitik 2007):
Vernehmlassungsverfahren.
Kontakt: rudolf.walser@
economiesuisse.ch

Sicherheit im Netz

Mitglieder, die sich an einer
Vernehmlassung beteiligen
möchten, können die Unter-
lagen bei economiesuisse
anfordern.

Dokumentation

Vernehmlassungen

Die digitale Spaltung 
verhindern
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Ph. Olivier Burger ist Ver-
waltungsratspräsident der
PKZ-Gruppe und Vor-
standsmitglied von econo-
miesuisse. Er gehört zur
jüngeren Generation von
Wirtschaftsführern. Des-
halb ist der Umgang mit
Internet und E-Mail für 
ihn eine Selbstverständlich-
keit. Natürlich sind auch
seine Firmen im Internet zu

finden. Vor allem in der
Schnelligkeit sieht Burger
einen grossen Vorteil des 
E-Mail, das er für die inter-
ne Kommunikation intensiv
braucht. So ist es dank den
neuen Kommunikations-
mitteln möglich, schnell In-
formationen zu holen, beim

Korrespondieren gleichzei-
tig mehrere Kopien zu sen-
den und auch noch den
elektronischen Kalender im
Outlook zur Hand zu haben.
Und dass das Ganze auch
via Handy läuft, findet Bur-
ger besonders praktisch. 
Das Internet benutzt Ph.
Olivier Burger persönlich
dazu, Informationen über
die Branche, Markenpro-
dukte und Mitbewerber zu
holen, aber er surft auch be-
sonders häufig in den Sites
von Zeitungen. Der Inter-
netauftritt seiner Firmen-
gruppe ist als Informations-
plattform für Kunden konzi-
piert, verkauft wird aber
nicht. Vor allem die Medien
nutzen die Internetseite, um
sich Zahlenmaterial und
weitere Infos über die PKZ-
Gruppe zu holen. Privat
nutzt Burger das Internet

nur sehr zurückhaltend. Viel
lieber liest er in Papierform.
Das Informations- und 
Führungsverhalten von Ph.
Olivier Burger als Patron 
hat sich trotz der neuen
Kommunikationsmittel nicht
verändert. Zwar kann heute
mit den neuen Arbeits-
instrumenten schneller in-
formiert werden, am Inhalt
hat sich aber im Vergleich
zu früher nichts verändert. 
Die grassierende Informa-
tionsflut ist seiner Ansicht
nach ein Problem und kann
mit den elektronischen In-
strumenten leider nicht ein-
gedämmt werden.

Information und Führung bleiben gleich

www.pkz.ch
www.tagi.ch
www.spengler.ch

Ph. Olivier 
Burger,
VR-Präsident 
PKZ-Gruppe,
Vorstands-
mitglied 
economiesuisse 

Impressum

Im Auftrag des Bundesrates
befasst sich die Koordina-
tionsgruppe Informations-
gesellschaft (KIG) mit der
Informationsgesellschaft in
der Schweiz. Im jüngsten
Bericht von Ende August
werden der Schweiz grosse
Fortschritte attestiert. Ge-
nannt werden etwa die 
Bereiche E-Government,
die rechtlichen Rahmen-
bedingungen für E-Com-
merce und digitale Signa-
tur, der virtuelle Schalter des
Bundes (guichet virtuel)
oder das Projekt «Public
Private Partnership – Schu-
len im Netz» im Bildungs-
bereich. 
Der Bericht zeigt aber auch
den digitalen Graben in 
der Schweiz auf. So be-
stehen insbesondere be-

züglich Einkommen, Aus-
bildung und Alter (aber
auch Geschlecht) Unter-
schiede in der Nutzung der
elektronischen Möglich-
keiten. Ziel des Bundesra-
tes ist es, dass alle in der
Schweiz lebenden Perso-
nen Zugang zu den Infor-
mations- und Kommuni-
kationstechnologien (IKT)
haben. Die Koordinations-
gruppe will sich daher im
kommenden Jahr vor allem
dieser Thematik widmen.
Ein erstes Projekt wurde
mit dem «Ritter der Kom-
munikation» geschaffen,
das junge Leute bis 30 Jah-
re auszeichnet, welche der
digitalen Spaltung ent-
gegenwirken.

Link:
www.isps.ch


